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A. HAUSNOTRUFVERTRAG

zwischen

VHN GmbH Volkssolidarität Hausnotrufdienst




Ahornstraße 40



09112 Chemnitz




(im folgenden VHN genannt)

vertreten durch die Geschäftsführerin

und

Herrn/Frau:

................................................................................

Geburtsdatum:
................................................................................

Anschrift:

................................................................................




................................................................................

Telefon:

................................................................................

vertreten durch:
................................................................................

sowie

B. NOTBEREITSCHAFTSVERTRAG

zwischen


 

 

(im folgenden Partner genannt)

vertreten durch den Geschäftsführer 

und

Herrn/Frau:

................................................................................

Geburtsdatum:
................................................................................

Anschrift:

................................................................................




................................................................................

Telefon:

................................................................................

vertreten durch:
................................................................................

A. HAUSNOTRUFVERTRAG

I. Vertragsgegenstand

1) Vertragsgegenstand zwischen der VHN und dem Teilnehmer ist

a) die leihweise Bereitstellung eines betriebsbereiten Hausnotrufgerätes inkl. Zubehör (Handsender usw.), das den Qualitätsstandards des Pflegehilfsmittelverzeichnisses entspricht. Zu diesen Standards gehören unter anderem

· eine Selbsttestfunktion, die mindestens einmal wöchentlich alle Funktionen automatisch überprüft;

· eine Raumüberwachungsfunktion, mit der auch ein „Hineinhören“ in die Räume möglich ist;

· eine Stromausfallsicherung;

· ein Schutz des Funkfingers gegen Spritzwasser.

Das Hausnotrufgerät bleibt Eigentum der VHN und wird entsprechend gekennzeichnet.

b) die Überprüfung der Betriebsbereitschaft des Hausnotrufgerätes.

c) die einwandfreie Beschaffenheit und technische Funktionsfähigkeit des Hausnotrufgerätes.

d) die unverzügliche Beseitigung von Mängeln durch eine kostenlose Instandsetzung oder den Ersatz des Gerätes.

e) die Programmierung der anzuwählenden Rufnummern entsprechend dem Auftrag des Teilnehmers bzw. einer von dem Teilnehmer beauftragten Person sowie die Absprache, ob die Zentrale an erster, zweiter, dritter oder vierter Stelle angewählt werden soll. Die Angaben ergeben sich aus dem von dem Teilnehmer erstellten Datenblatt.

f) die Sicherstellung eines Anschlusses an eine Hausnotrufzentrale, welche 24 Stunden besetzt ist.

g) die Abstimmung eines Maßnahmenplanes gemäß Datenblatt.

h) die Vermittlung von mit dem Teilnehmer abgestimmten Maßnahmen gemäß Maßnahmenplan nach g) durch die Mitarbeiter der VHN (z.B. Ruf: Notarzt, Rettungsdienst, Hausarzt, ambulante Pflege- und Betreuungsdienste, Nachbarschaftshilfe, Angehörige usw.). Die Übernahme der Kosten für die Inanspruchnahme der Maßnahme selbst ist nicht Gegenstand dieses Vertrages.

i) die Einleitung der erforderlichen Maßnahmen entsprechend der jeweiligen Situation. Die Maßnahme selber ist nicht Bestandteil dieses Vertrages.

j) die einmalige Einweisung des Teilnehmers sowie aller beteiligten Personen in den Gebrauch des Haunotrufgerätes.

2) Zusätzlicher Vertragsgegenstand zwischen der VHN und dem Teilnehmer ist die Aufstellung und Inbetriebnahme des Haunotrufgerätes.

II. Technische Voraussetzungen für den Hausnotrufvertrag
1) Optimale Voraussetzung für den Anschluss an das Hausnotrufsystem ist ein eigener analoger Fernsprechanschluss mit standardisierter TAE-NFN-Dose. Der Teilnehmer verpflichtet sich, den entsprechenden Fernsprechanschluss auf eigene Kosten mit einer geeigneten Steckdose vorzuhalten. Falls dieser nicht besteht, wird ein Funk-Hausnotrufgerät mit Multi-SIM-Karte zum Einsatz gelangen.
2) Soweit Änderungen von Telefondosen für den Anschluss eines Hausnotrufgerätes oder das Anbringen eines Adapters notwendig werden, fällt dies in die Eigenverantwortlichkeit des Teilnehmers. Die Kosten hierfür sind vom Teilnehmer zu übernehmen.

III. Leistungen des Teilnehmers

1) Für die Überlassung des Hausnotrufgerätes inkl. Handsender und weiterer genannter Leistungen nach Tz. I.1) zahlt der Teilnehmer ein monatliches Entgelt in Höhe von 19,00 €.

· Wird eine Multi-SIM-Karte für das Hausnotrufgerät benötigt, sind zusätzlich 7,00 € monatlich zu entrichten.
2) Falls sich die Betriebskosten des Hausnotrufdienstes so ändern, dass die vorgenannten Entgelte der aktuellen Kostensituation nicht mehr entsprechen, ist die VHN berechtigt, eine angemessene Anpassung des monatlichen Entgeltes vorzunehmen. Die Erhöhung / Verringerung wird dem Teilnehmer mindestens zwei Monate vor In-Kraft-Treten mitgeteilt.

IV. Sorgfaltspflicht der VHN

1) Die VHN versichert, dass Informationen über den Teilnehmer und seine Lebensumstände nur im Rahmen des ihm übertragenen Auftrages verwendet und die entsprechenden Datenschutzgesetze eingehalten werden. Der Teilnehmer gestattet die Aufzeichnung aller Notrufe und der daraus resultierenden Hilfevermittlungen.

2) Der Teilnehmer erteilt sein Einverständnis für die Weitergabe von Daten über seine Person an Dritte, soweit dies für die Erfüllung des Auftrages notwendig wird.

V. Sorgfaltspflicht des Teilnehmers

1) Der Teilnehmer hat das Hausnotrufgerät sowie Zubehör schonend und pfleglich zu behandeln. Veränderungen am Gerät und Zubehör, insbesondere die Entfernung des Eigentumshinweises, sind nicht zulässig. Etwaige Beschädigungen des Gerätes sowie Zubehör hat der Teilnehmer (oder sein Vertreter) unverzüglich der VHN oder deren Beauftragten mitzuteilen.

2) Der Teilnehmer sollte mindestens einmal monatlich mit der Hausnotrufzentrale über das Hausnotrufgerät eigenverantwortlich Kontakt aufzunehmen, um die Überprüfung der Funktionsfähigkeit des Hausnotrufgerätes zu gewährleisten. Die Kontaktaufnahme muss zwingend über den Handsender erfolgen, um die Funktionsfähigkeit des gesamten Systems zu überprüfen.

3) Vor Zugriffen Dritter hat der Teilnehmer das Hausnotrufgerät fern zu halten und auf das Eigentum der VHN hinzuweisen. Erfolgen trotzdem Zugriffe oder wird das Gerät entwendet, so ist die VHN unverzüglich (auch im Interesse des Teilnehmers) zu unterrichten. In diesem Fall haftet der Teilnehmer für den entstandenen Schaden.

4) Der Teilnehmer unterrichtet die VHN unverzüglich von der Kündigung oder Sperrung seines Fernsprechanschlusses.

5) Der Teilnehmer gestattet den vorher angemeldeten Mitarbeitern der VHN, die den Teilnehmer mit dem Zweck der Wartung oder Aktualisierung seiner personenbezogenen Daten aufsuchen (ausweispflichtig), den Zutritt zu seiner Wohnung.

6) Der Teilnehmer erklärt sich bereit, etwaige Veränderungen zu seiner Person oder zu den Angaben auf dem Datenblatt im Interesse einer effektiven, gezielten Hilfeleistung der VHN mitzuteilen.

7) Im Falle der Vertragsbeendigung ist die Hausnotrufzentrale zusätzlich zeitnah telefonisch zu informieren, um Aktivitäten der VHN und der daraus resultierenden Hilfeleistungen bei ungewolltem Notruf zu unterbinden. Diese telefonische Meldung entbindet den Teilnehmer oder dessen Vertreter jedoch nicht von der Kündigung. Das Notrufgerät inklusive Zubehör (Basisstation und Handfunksender) ist im Anschluss unverzüglich an die VHN herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft im Falle des Todes des Teilnehmers dessen Angehörige bzw. dessen Erben.

VI. Haftung

1) Die VHN haftet für die Leistungen nach Tz. I Absatz 1) und 2) bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

2) Seitens der VHN besteht ein Haftungsausschluss für Schäden, gleich welcher Art, oder Störungen, welche durch den Telefonanbieter oder andere Dritte verursacht sind (z.B. Telefonausfall, Nichterreichbarkeit, Kommunikationsprobleme, Stromschwankungen, Strom-ausfall). 
3) Die VHN haftet nicht für Schäden, welche bei höherer Gewalt entstehen sowie für Leistungen Dritter oder für Schäden, welche durch eine Vertragsverletzung des Teilnehmers entstehen. Die VHN haftet nicht für die Hilfsmaßnahmen selbst.

4) Die Haftung für Schäden und Vermögensnachteile infolge von Missverständnissen bei der Entgegennahme von Notrufmeldungen und den daraus folgenden Veranlassungen ist ausgeschlossen.

VII. Dauer des Vertrages

1) Der Vertrag beginnt mit der Betriebsbereitschaft des Hausnotrufgerätes, mithin ab dem .............................................

2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung kann nur gemeinsam mit dem Bereitschaftsvertrag gemäß „B“ vorgenommen werden.

3) Eine teilweise Rückerstattung des in Tz. III vereinbarten monatlichen Entgeltes ist auch bei vorzeitiger Rückgabe des Hausnotrufgerätes ausgeschlossen.

4) Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform.

5) Sollte eine Bestimmung des Vertrages unwirksam sein/werden oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt eine wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem von den Vertragspartnern Gewollten am Nächsten kommt, das Gleiche gilt im Falle einer Lücke.

Ort, Datum: ........................................................

Unterschrift für Hausnotrufvertrag



Unterschrift (Hausnotrufvertrag)

VHN GmbH Volkssolidarität Hausnotrufdienst

Teilnehmer / gesetzlicher Vertreter

B. BEREITSCHAFTSVERTRAG

I. Vertragsgegenstand

1) Neben dem Vertrag mit der VHN gemäß Vertrag A stellt der Partner einen personellen Bereitschaftsdienst sicher. Dieser dient der möglichen Soforthilfe in Fällen, in denen die Erreichbarkeit von zu vermittelnden Personen gemäß Datenblatt nicht möglich ist. Durch den Bereitschaftsdienst soll lebensbedrohlichen Situationen vorgebeugt und in anderen Problemlagen Hilfe organisiert werden.

2) Der Bereitschaftsvertrag ist zwingende Voraussetzung für den Hausnotrufvertrag.

3) Die Einsätze von Diensten Dritter (z.B. Sicherheitsdienstes) sowie des eigenen und fremden Pflegepersonals sind nicht Bestandteil der Bereitschaftsvertrages.

II. Sorgfaltspflicht des Partners
1) Der Partner verpflichtet sich, den/die ihr im Rahmen der Bereitschaft überlassenen Haus- und Wohnungsschlüssel gegen unbefugten Zugriff zu sichern und ausschließlich zu Zwecken, die sich aus der Bereitschaft ergeben, zu verwenden.

2) Der Partner versichert, dass Informationen über den Teilnehmer und seine Lebensumstände nur im Rahmen des ihm übertragenen Auftrages verwendet und die entsprechenden Datenschutzgesetze eingehalten werden.

3) Der Teilnehmer erteilt sein Einverständnis für die Weitergabe von Daten über seine Person an Dritte, soweit dies für die Erfüllung des Auftrages notwendig wird.

III. Schlüsselaufbewahrung

1) Der Teilnehmer kann einen Haus- und Wohnungsschlüssel bei Angehörigen, Bekannten oder Nachbarn hinterlegen. Der Aufbewahrungsort ist dem Partner und auch der VHN direkt mitzuteilen. Der Teilnehmer hat, wenn er sich für diese Variante der Aufbewahrung entscheidet, zu gewährleisten, dass die Schlüssel jederzeit zur Wohnungsöffnung zur Verfügung stehen.

2) Kann der Teilnehmer dies nicht gewährleisten, so kann er einen Haus- und Wohnungsschlüssel beim Partner hinterlegen. Die zentrale Schlüsselaufbewahrung übernimmt ein/der ..........................., welcher vom Partner beauftragt ist und die Wohnungsöffnung durchführt.

3) Die Kosten und die Zahlbarkeit der Kosten für die Schlüsselaufbewahrung ergeben sich aus der beigefügten Anlage ............................

IV. Leistungen des Teilnehmers

1) Zusätzlich zu den Leistungen aus dem Hausnotrufvertrag zahlt der Teilnehmer für den Bereitschaftsdienst eine einmalige Bearbeitungsgebühr an den Partner in Höhe von ..........€ sowie ein monatliches Entgelt an den Partner in Höhe von ............ €.

Im Entgelt enthalten ist eine Zusatzgebühr in Höhe von 6,50 € monatlich für ausführliche Beratung und Einweisung in die Benutzung des Gerätes, die Information/Beratung über weitere Zusatzgeräte und Übernahme von Formalitäten bzw. den Schriftverkehr mit der Kranken- und Pflegekasse im Zusammenhang mit der Hausnotrufbereitstellung.

2) Falls sich die Betriebskosten des Bereitschaftsdienstes so ändern, dass die vorgenannten Entgelte der aktuellen Kostensituation nicht mehr entsprechen, ist der Partner berechtigt, eine angemessene Anpassung des monatlichen Entgeltes vorzunehmen. Die Erhöhung / Verringerung wird dem Teilnehmer mindestens zwei Monate vor In-Kraft-Treten mitgeteilt.

3) Ist der Einsatz von Diensten Dritter, von Personal des Partners oder eines anderen Bereitschaftsdienstes erforderlich, entrichtet der Teilnehmer die anfallenden Kosten. Bei einem Einsatz von Dritten oder eines nicht dem Partner angehörenden Bereitschaftsdienstes erfolgt die Kostenabrechnung direkt mit dem Teilnehmer. Für den Personaleinsatz des Partners gilt der in der Anlage .......... zum Bereitschaftsvertrag aufgeführte Leistungs- und Kostenkatalog, welcher der Teilnehmer durch Unterzeichnung des Vertrages anerkennt.

4) Die für die Tätigkeit/den Einsatz des Partners angefallenen Gebühren entsprechend der dem Vertrag beigefügten Anlage .............. werden dem Teilnehmer nach jedem Einsatz durch diese in Rechnung gestellt.

V. Sorgfaltspflicht des Teilnehmers

1) Der Teilnehmer gestattet im Notruffall den Einsatzkräften den Zutritt zu seiner Wohnung (ausweispflichtig).

2) Der Teilnehmer erklärt sich bereit, etwaige Veränderungen zu seiner Person im Interesse einer effektiven, gezielten Hilfeleistung dem Partner mitzuteilen.

VI. Haftung

1) Gegenstand dieses Vertrages ist die Vorhaltung eines Bereitschaftsdienstes.

2) Die Hilfeleistung selbst ist nicht Gegenstand dieses Vertrages. Die Hilfeleistung erfolgt auch durch Dritte, die nicht Verrichtungs- oder Erfüllungsgehilfen des Partners sind. Eine Haftung des Partners für Schäden, die dem Teilnehmer durch das Verschulden Dritter entstehen, ist daher ausgeschlossen.

3) Die Haftung für Schäden und Vermögensnachteile infolge von Missverständnissen beim Bereitschaftsdienst und den daraus folgenden Veranlassungen ist ausgeschlossen. Der Partner haftet nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit ihrer Mitarbeiter. Er haftet nicht für Schäden, die bei höherer Gewalt entstehen.

VII. Dauer des Vertrages

1) Der Vertrag beginnt mit der Betriebsbereitschaft des Hausnotrufgerätes (Vertrag A Tz. VII Absatz 1).

2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung kann nur gemeinsam mit dem Hausnotrufvertrag vorgenommen werden.

3) Eine teilweise Rückerstattung des in Tz. IV vereinbarten monatlichen Entgeltes ist auch bei vorzeitiger Rückgabe des Hausnotrufgerätes ausgeschlossen.

4) Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform.

5) Sollte eine Bestimmung des Vertrages unwirksam sein/werden oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt eine wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem von den Vertragspartnern Gewollten am Nächsten kommt, das Gleiche gilt im Falle einer Lücke.

Ort, Datum: ........................................................

Unterschrift Bereitschaftsvertrag


Unterschrift (Bereitschaftsvertrag)

Partner
 





Teilnehmer / gesetzlicher Vertreter
C. ZAHLUNGSWEISE FÜR DEN HAUSNOTRUFVERTRAG UND DEN BEREIT-SCHAFTSVERTRAG

1) Die Leistungen des Teilnehmers aus dem Hausnotrufvertrag (Vertrag A) und dem Bereitschaftsvertrag (Vertrag B) werden gemeinsam vom Konto des Teilnehmers abgebucht.

2) Insgesamt ergibt sich aus beiden Verträgen

ein monatlicher Zahlbetrag in Höhe von ............ €,

welcher bis zum ............ Wochentag eines jeden Monats für den laufenden Monat vom Konto des Teilnehmers abgebucht wird.

Unter Einschluss der einmaligen Bearbeitungsgebühr in Höhe von .................... € beträgt der Zahlbetrag im Monat der Aufstellung und Inbetriebnahme des Hausnotrufgerätes einmalig .................... €, welcher bis zum ............ Wochentag des jeweiligen Aufstellungs- und Inbetriebnahmemonats vom Konto des Teilnehmers abgebucht wird.

Ort, Datum: ........................................................

Unterschrift





Unterschrift

Partner






Teilnehmer / gesetzlicher Vertreter
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